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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf des 

Oö. Agrarbehördeneustrukturierungsgesetzes 

 

 

Gesetz vom 26. November 1958 betreffend das landwirtschaftliche Siedlungsverfahren 

für die nach dem 3. Staatsvertragsdurchführungsgesetz zu veräußernden 

Vermögenswerte 

 

§ 2 

Die Durchführung des landwirtschaftlichen Siedlungsverfahrens obliegt als Maßnahme 

der Bodenreform im Sinn des Art. 12 Abs. 1 Z 3 B-VG der Agrarbehörde. Agrarbehörde ist 

die Landesregierung.  

Die Durchführung des landwirtschaftlichen Siedlungsverfahrens obliegt als Maßnahme 

der Bodenreform im Sinne des Art. 12 Abs. 1 Z. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 

Fassung von 1929 den Agrarbehörden. 

§ 3 

(1) Erklärt das Bundesministerium für Finanzen, daß land- oder forstwirtschaftliche 

Vermögenswerte im Wege eines landwirtschaftlichen Siedlungsverfahrens zu veräußern 

sind, hat die Agrarbehörde Agrarbezirksbehörde binnen zwei Monaten nach Einlangen der 

Erklärung von Amts wegen das Siedlungsverfahren durch Edikt einzuleiten. Jene 

Grundstücke, die im Zuge eines landwirtschaftlichen Siedlungsverfahrens veräußert werden, 

bilden jeweils ein Siedlungsgebiet. 

(2) Im Edikt ist das Siedlungsgebiet zu umschreiben und es sind die zu veräußernden 

Vermögenswerte aufzuzählen. Ferner sind Personen, die sich um die Zuteilung von 

Vermögenswerten im Zuge des Siedlungsverfahrens bewerben, aufzufordern, einen 

Kaufantrag (§ 4) binnen sechs Wochen, gerechnet vom Tage der Kundmachung (Abs. 3), bei 

der Agrarbehörde Agrarbezirksbehörde einzureichen. 

(3) Das Edikt ist in der „Amtlichen Linzer Zeitung“ zu verlautbaren und  durch zwei 

Wochen an der Amtstafel der Gemeinden, in denen das Siedlungsgebiet liegt, anzuschlagen. 

Als Tag der Kundmachung gilt der Tag der Herausgabe der betreffenden Ausgabe der 

Amtlichen Linzer Zeitung. 

§ 5 

(1) Nach Ablauf der Anmeldefrist (§ 3 Abs. 2) hat die Agrarbehörde Agrarbezirksbehörde 

die Kaufanträge zu überprüfen und nach den Grundsätzen der §§ 6 bis 8 einen Entwurf des 

Siedlungsplanes zu erstellen. Hiebei ist die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich zu 

hören. 

(2) Sodann hat die Agrarbehörde Agrarbezirksbehörde eine mündliche Verhandlung 

anzuberaumen, zu der die Siedlungswerber, die Gemeinde und die Landwirtschaftskammer 

für Oberösterreich zu  laden sind. Gegenstand der Verhandlung ist der Entwurf des 

Siedlungsplanes. 

§ 9 

Wenn infolge der Streulage von Grundstücken, die nicht Teile des Siedlungsgebietes 

sind, eine Flurzersplitterung im Siedlungsgebiet entsteht, oder wenn die gänzliche oder 
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teilweise Einbeziehung des Siedlungsgebietes in ein unmittelbar bevorstehendes 

Zusammenlegungsverfahren zur Erzielung einer zweckmäßigen Flureinteilung erforderlich 

ist. so ist das Siedlungsverfahren nach Auswahl der für die Zuteilung in Betracht kommenden 

Kaufwerber zu unterbrechen und ohne Verzug die Zusammenlegung durchzuführen. Die 

Agrarbehörde Agrarbezirksbehörde hat den für eine Zuteilung vorgesehenen Kaufwerbern 

ein Grundstück im ungefähren Ausmaß der vorgesehenen Zuteilung mit Bescheid zur 

vorläufigen Benützung zuzuweisen. § 8 Abs. 4 erster Satz gilt sinngemäß. Das 

Siedlungsverfahren ist nach rechtskräftigem Abschluß des Zusammenlegungsverfahrens 

wieder aufzunehmen. 

§ 10 

Die Agrarbehörde Agrarbezirksbehörde hat nach rechtskräftigem Abschluß des 

Siedlungsverfahrens die Durchführung im Grundbuch und im Grundkataster zu veranlassen. 

Sie hat die Vermarkung durchzuführen und die Herstellung der gemeinsamen 

wirtschaftlichen Anlagen zu überwachen. 
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Gesetz vom 20. März 1970 über das landwirtschaftliche Siedlungswesen  

(Oö. LSG. 1970) 

 

§ 20 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt wird, ist dieses Gesetz von der 

Agrarbehörde Oberösterreich zu vollziehen. Agrarbehörde ist die Landesregierung. 

(2) Anhängige Verfahren nach dem O.ö. LSG., LGBl. Nr. 52/1963, sind nach den 

Bestimmungen des O.ö. LSG. 1970 fortzuführen. 
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Landesgesetz über den Schutz und die Entwicklung der Almen und der 

landwirtschaftlichen Kulturflächen in Oberösterreich  

(Oö. Alm- und Kulturflächenschutzgesetz) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

4. ABSCHNITT 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 12 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

§ 12a Allgemeine Zuständigkeit der Agrarbehörde 

§ 13 Strafbestimmungen 

§ 14 Administrative Verfügungen 

§ 15 Verweisungen 

§ 16 Übergangsbestimmungen 

§ 17 Inkrafttreten 

2. ABSCHNITT 

ALMSCHUTZ UND ALMENTWICKLUNG 

§ 7 

Almförderung 

(1) Das Land als Träger von Privatrechten fördert den Almschutz und die Almentwicklung 

entsprechend den Zielen dieses Landesgesetzes. 

(2) Nach Maßgabe der Bestimmungen des Oö. Landwirtschaftsgesetzes 1994, LGBl. 

Nr. 1, können Förderungen insbesondere vorgesehen werden für: 

 1. die Sicherung des Almbodens (Vorkehrungen gegen Lawinen, Steinschlag, 

Hangrutschungen, Erosion); 

 2. die Pflege des Almbodens (Schwenden, Stockroden, Entsteinen, mechanische 

Unkrautregulierung); 

 3. die Trennung von Wald und Weide; 

 4. den Auftrieb und die Behirtung von Weidetieren auf Almen; 

 5. die Ausstattung der Almen mit einer zeitgemäßen Infrastruktur, insbesondere durch 

die Errichtung, Erhaltung und Verbesserung von Anlagen zur Verkehrserschließung, 

Energieversorgung, insbesondere durch erneuerbare Energieformen, 

Wasserversorgung und zur erforderlichen Entsorgung; 

 6. die Schaffung von ausreichendem Lagerraum für organischen Dünger auf Almen; 

 7. dringend nötige Transporte durch Hubschrauberflüge zu und von mangelhaft 

erschlossenen Almen; 

 8. die Anschaffung von Betriebsmitteln, die für eine zeitgemäße Almbewirtschaftung 

nötig sind; 

 9. die Errichtung, Erhaltung und Verbesserung von Almgebäuden, Zäunen und 

sonstigen Anlagen, die für eine zeitgemäße Almbewirtschaftung nötig sind; 

 10. Maßnahmen zur Sicherung und Verbesserung der Tiergesundheit auf Almen. 

(3) Bei der Agrarbehörde Oberösterreich ist als innerdienstliche Maßnahme ein 

entsprechender Bediensteter als Almbeauftragter vorzusehen.  
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4. ABSCHNITT 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 12 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

Die in diesem Landesgesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde sind im eigenen 

Wirkungsbereich wahrzunehmen. 

§ 12a 

Allgemeine Zuständigkeit der Agrarbehörde 

Agrarbehörde ist die Landesregierung. 
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Landesgesetz über die land- und forstwirtschaftlichen Bringungsrechte 

(Oö. Bringungsrechtegesetz 1998 - Oö. BRG 1998) 

 

3. ABSCHNITT 

Behörden und Verfahren 

§ 17 

Zuständigkeit 

(1) Dieses Landesgesetz ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird, von der 

Agrarbehörde zu vollziehen. Agrarbehörde ist die Landesregierung. 

(2) Mit Ausnahme jener Angelegenheiten, in denen die Vollziehung in den eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde fällt, erstreckt sich die Zuständigkeit der Agrarbehörde auch 

auf die Entscheidung über die Erteilung von Genehmigungen oder Bewilligungen, die für 

Bringungsanlagen nach anderen landesrechtlichen Vorschriften erforderlich sind, sowie auf 

die Durchführung von Feststellungsverfahren gemäß § 7 und § 8 des Oö. Natur- und 

Landschaftsschutzgesetzes 1995. 

(3) Ist für die Einräumung eines Bringungsrechts eine forstrechtliche Bewilligung 

(Rodungsbewilligung) oder eine wasserrechtliche Bewilligung erforderlich, erstreckt sich die 

Zuständigkeit der Agrarbehörde auch auf die Entscheidung über die Erteilung dieser 

Bewilligungen. 

(4) Andere erforderliche Bewilligungen hat die Agrarbehörde vor der Einräumung des 

Bringungsrechts von Amts wegen bei der zuständigen Behörde einzuholen. Die 

Agrarbehörde hat in diesen Verfahren Parteistellung. 

(5) In den Fällen der Abs. 2 und 3 ist die Zuständigkeit der Behörden nicht gegeben, in 

deren Wirkungsbereich diese Angelegenheiten sonst gehören. Die Agrarbehörde hat dabei 

die für diese Angelegenheiten geltenden Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung 

anzuwenden und den Bescheid jenen Behörden mitzuteilen, in deren Wirkungsbereich diese 

Angelegenheiten sonst gehören. 

(6) Die Agrarbehörde ist ferner dafür zuständig, auf Antrag, mit Ausschluss des 

sonstigen Rechtsweges, über Streitigkeiten zu entscheiden, die 

 1. den Bestand, Inhalt, Umfang und die Ausübung eines Bringungsrechts betreffen, 

 2. Entschädigungs- oder Beitragsleistungen nach diesem Landesgesetz betreffen, 

 3. zwischen einer Bringungsgemeinschaft und ihren Mitgliedern oder den Mitgliedern 

untereinander aus dem Gemeinschaftsverhältnis entstehen, soweit diese 

Streitigkeiten nicht bereits innerhalb der Gemeinschaft beigelegt werden konnten; in 

diesen Fällen sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften des 

bürgerlichen Rechts sinngemäß anzuwenden. 
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Landesgesetz über die Einforstungsrechte in Oberösterreich 

(Oö. Einforstungsrechtegesetz - Oö. ERG) 

 

6. ABSCHNITT 

ZUSTÄNDIGKEIT, PARTEIEN UND VERFAHREN 

§ 27 

Zuständigkeit 

(1) Die Vollziehung dieses Landesgesetzes einschließlich der Entscheidungen über den 

Bestand von Einforstungsrechten, über die Frage, welche Liegenschaften berechtigt und 

belastet sind, sowie über Streitigkeiten zwischen der berechtigten und der verpflichteten 

Partei aus dem Einforstungsrechtsverhältnis, obliegt, soweit in diesem Landesgesetz nichts 

anderes bestimmt ist, der Agrarbehörde. Agrarbehörde ist die Landesregierung. 

(2) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte zur Entscheidung über Klagen, die auf 

den Schutz und die Wiederherstellung des letzten Besitzstands gerichtet sind, bleibt 

unberührt.  
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Oö. Flurverfassungs-Landesgesetz 1979 (Oö. FLG. 1979) 

 

III. HAUPTSTÜCK 

Verfahrens-, Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§   89 Parteien 

§   89a Allgemeine Zuständigkeit der Agrarbehörde 

§   90 Parteienerklärungen, Widerruf, Bindung der Rechtsnachfolger, 

Genehmigung von Übereinkommen 

§   91 Übergangsverfügungen der Agrarbehörde 

§   92 Vermessung und Vermarkung 

§   93 Befugnisse der Organe der Agrarbehörde 

§   94 Bücherliche Eintragungen während des Verfahrens 

§   95 Gegenüberstellungen 

§   96 Verfügungen des Grundbuchsgerichtes 

§   97 Entscheidung der Agrarbehörde über die Zulässigkeit der Eintragung 

§   98 Bindung der Rekursgerichte in Grundbuchssachen 

§   99 Richtigstellung des Grundbuches und des Grundsteuer- oder 

Grenzkatasters 

§ 100 Grundstücke, die nicht im Grundbuch eingetragen sind 

§ 101 Kundmachungen; Mitteilungspflicht 

§ 102 Zuständigkeit der Agrarbehörde im Zuge eines Zusammenlegungs-, 

Flurbereinigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfahrens 

§ 102a Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 102b Verfahren bei der Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 103 Zuständigkeit der Agrarbehörde außerhalb eines Verfahrens 

§ 103a Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht 

§ 103b Übermittlungspflicht 

§ 104 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

§ 105 Strafbestimmungen 

§ 106 Gebühren- und Abgabenbefreiung 

§ 106a Verweisungen 

§ 107 Inkrafttreten; Übergangsbestimmungen 

 

III. HAUPTSTÜCK 

Verfahrens-, Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 89 

Parteien 

(1) Parteien in einem Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungsverfahren sind 

 1. die Eigentümer der Grundstücke, die in das Zusammenlegungsgebiet oder 

Flurbereinigungsgebiet einbezogen sind; 

 2. im Verfahrensabschnitt zur Feststellung des Besitzstands (§§ 11 und 13) die 

Eigentümer der an das Zusammenlegungsgebiet oder Flurbereinigungsgebiet 

angrenzenden Grundstücke hinsichtlich der Frage des Grenzverlaufs; 
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 3. in den Angelegenheiten des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen 

(§ 16) die Oö. Umweltanwaltschaft; in den Angelegenheiten der 

Umweltverträglichkeitsprüfung (§§ 102a und 102b) die Oö. Umweltanwaltschaft, die 

Standortgemeinde und Umweltorganisationen gemäß § 19 Abs. 6 bis 9 des 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 95/2013, soweit diese 

Umweltorganisationen zur Ausübung der Parteienrechte in Oberösterreich befugt 

sind. Die Oö. Umweltanwaltschaft ist dabei berechtigt, die Einhaltung von 

Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt oder der von ihr wahrzunehmenden 

öffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu 

machen, Rechtsmittel zu ergreifen und Revision gemäß Art. 133 Abs. 1 Z 1 B-VG an 

den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Eine Umweltorganisation ist dabei 

berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren geltend zu 

machen, soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 102b Abs. 4 schriftlich 

Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, Beschwerde gemäß Art. 130 

Abs. 1 Z 1 B-VG an das Landesverwaltungsgericht und Revision gemäß Art. 133 

Abs. 1 Z 1  B-VG an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben; 

 4. Gebietskörperschaften und Unternehmen, zu deren Gunsten ein Enteignungsrecht für 

Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen Interesse (§ 1 Abs. 2 Z 2) besteht; 

 5. die Zusammenlegungsgemeinschaft oder die Flurbereinigungsgemeinschaft; 

 6. Bergbauberechtigte (Nutzungsberechtigte), soweit ihre Rechte durch die 

Zusammenlegung oder Flurbereinigung berührt werden.  

(2) Parteien im Generalteilungsverfahren sind die im § 40 Abs. 2 angeführten 

Rechtssubjekte. 

(3) Parteien im Spezialteilungs- oder Regulierungsverfahren sind 

 1. die Agrargemeinschaft, sofern für sie eine Satzung besteht; 

 2. Personen, die ihre Nutzungsansprüche auf ihre persönliche oder mit einem Besitz 

verbundene Zugehörigkeit zu einer Gemeinde (Ortschaft oder Gemeindeteil) oder zu 

einer Agrargemeinschaft oder auf die Nutzungsteilnahme an Wechsel- oder 

Wandelgründen stützen; 

 3. Personen, die Ertragsüberschüsse beziehen, welche nach Deckung des Anspruchs 

der Nutzungsberechtigten verbleiben; 

 4. Personen, denen für die Nutzung agrargemeinschaftlicher Grundstücke ein Anspruch 

auf Gegenleistung zusteht; 

 5. die Gemeinde, der ein Anteilsrecht zusteht; 

 6. sonstige Personen, die an agrargemeinschaftlichen Grundstücken dinglich oder 

obligatorisch berechtigt sind, insbesondere Personen, die im Grundbuch als 

Miteigentümer solcher Grundstücke eingetragen sind. 

(4) Anderen Personen kommt nur insoweit Parteistellung zu, als ihnen in diesem 

Landesgesetz Rechte eingeräumt oder Pflichten auferlegt sind. 

§ 89a 

Allgemeine Zuständigkeit der Agrarbehörde 

Agrarbehörde ist die Landesregierung.  
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Landesgesetz vom 7. Juli 1994 über den Verkehr mit Grundstücken 

(Oö. Grundverkehrsgesetz 1994 - Oö. GVG 1994) 

 

1. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Zielsetzung, Geltungsbereich 

(1) Dieses Landesgesetz hat zum Ziel, beim Verkehr mit Grundstücken oder Teilen 

davon unter Bedachtnahme auf die Grundsätze eines umfassenden Umwelt-, Natur- und 

Landschaftsschutzes das öffentliche Interesse 

 1. an einer geordneten Siedlungsentwicklung, 

 2. an einer wirtschaftlich gesunden und leistungsfähigen bäuerlichen Land- und 

Forstwirtschaft in einem funktionsfähigen ländlichen Raum, 

 3. an der Sicherung der nicht vermehrbaren Bodenreserven für eine gesunde, leistungs- 

und wettbewerbsfähige Wirtschaft in einem funktionsfähigen Raum, 

 4. an der Sicherung der nicht vermehrbaren Bodenreserven zur Begründung eines 

Hauptwohnsitzes, insbesondere für den Wohnbedarf der ortsansässigen Personen, 

 5. an einer sparsamen sowie widmungsgemäßen Verwendung von Grund und Boden, 

 6. am Schutz vor Grundstückserwerb zu vorwiegend spekulativen Zwecken sowie 

 7. an der Beschränkung von Rechtserwerben an Grundstücken durch Ausländer, sofern 

sie nicht auf Grund gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen österreichischen 

Staatsbürgern gleichgestellt sind, 

zu wahren.  

(2) Dem Geltungsbereich dieses Landesgesetzes unterliegen folgende zivilrechtliche 

Rechtserwerbe unter Lebenden an Grundstücken oder Grundstücksteilen (z. B. Wohnung): 

 1. die Übertragung des Eigentums; 

 2. die Einräumung des Fruchtnießungsrechts oder des Rechts des Gebrauchs 

einschließlich der Dienstbarkeit der Wohnung; 

 3. die Einräumung und die Übertragung des Baurechts; 

 4. die Bestandnahme (Miete, Pacht) oder jede sonstige Überlassung (Prekarium, 

Abbauvertrag) zur Nutzung, ausgenommen die Überlassung im Rahmen der 

Privatzimmervermietung; 

 5. die Einräumung von Pfandrechten - ausgenommen für Banken oder Versicherungen - 

zu Gunsten von Nutzungsberechtigten, ausgenommen das Pfandrecht ist unmittelbar 

Bestandteil eines genehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäfts; 

 6. der Erwerb von Gesellschaftsanteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 

eingetragenen Erwerbsgesellschaften, Personengesellschaften des Handelsrechts, 

anderen rechtsfähigen Personengemeinschaften oder von Genossenschaftsanteilen, 

wenn Grundstücke im Eigentum dieser Gesellschaften, Personengemeinschaften 

oder Genossenschaften stehen oder sie einen Anspruch auf Übertragung des 

Eigentums an solchen Grundstücken haben. 

(3) Den Bestimmungen dieses Landesgesetzes unterliegen nicht Rechtserwerbe an 

Grundstücken, wenn 
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 1. das Grundstück in das Eisenbahnbuch eingetragen ist, 

 2. der Rechtserwerb den Voraussetzungen des § 13 oder der §§ 15 bis 22 des 

Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930, zuletzt geändert durch BGBl. I 

Nr. 112/2003, entspricht, 

 3. das Rechtsgeschäft in Vollziehung der Bodenreformvorschriften vor der Agrarbehörde 

abgeschlossen oder durch die Agrarbehörde als Maßnahme der Bodenreform 

festgestellt oder genehmigt wird und die Agrarbehörde bestätigt, dass das 

Rechtsgeschäft nicht den Zielsetzungen des Abs. 1 widerspricht (Agrarbehörde ist die 

Landesregierung) oder 

 3. das Rechtsgeschäft im Zug von Maßnahmen der Bodenreform vor einer 

Agrarbehörde abgeschlossen oder durch eine Agrarbehörde genehmigt wird und die 

Agrarbehörde bestätigt, daß das Rechtsgeschäft nicht den Zielsetzungen des Abs. 1 

widerspricht oder 

 4. das Rechtsgeschäft im Zug einer agrarpolitischen Förderungsmaßnahme einer 

Gebietskörperschaft abgeschlossen wird und dies die Landesregierung bestätigt. 

(4) Andere landesgesetzliche Regelungen werden durch dieses Landesgesetz nicht 

berührt. Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeitsbereich des 

Bundes berührt wird, kommt diesen Bestimmungen keine über die Zuständigkeit des Landes 

hinausgehende rechtliche Wirkung zu. 
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Landesgesetz vom 5. Dezember 1996 über die Errichtung und den Betrieb des 

Nationalparks "Oö. Kalkalpen" (Oö. Nationalparkgesetz - Oö. NPG) 

 

II. ABSCHNITT 

Betrieb des Nationalparks 

§ 6 

Managementpläne 

(1) Die Landesregierung hat spätestens gleichzeitig mit der Nationalparkerklärung für 

den Nationalpark durch Verordnung Managementpläne zu erlassen, um das bestmögliche 

Erreichen der Ziele gemäß § 1 zu gewährleisten. Die Managementpläne haben die 

Gegebenheiten und Erfordernisse der einzelnen Zonen zu berücksichtigen, wobei sich 

ordnende Maßnahmen innerhalb der einzelnen Zonen in die Ordnung des gesamten 

Nationalparkgebietes einfügen müssen. Ordnende Maßnahmen in angrenzenden Zonen sind 

aufeinander abzustimmen. Die Auswirkungen der ordnenden Maßnahmen auf die den 

Nationalpark umgebenden Grundflächen sind zu berücksichtigen. 

(2) Die Landesregierung hat in diesen Managementplänen insbesondere folgende 

Sachbereiche zu regeln: 

 1. Entwicklungen des Naturraumes (Naturraummanagement) und der Biotopausstattung: 

Es ist - ausgehend vom derzeitigen tatsächlichen Zustand - jedenfalls für Almen, 

Feuchtgebiete, Wiesen- und Waldflächen sowie für sonstige schutzwürdige Bereiche 

die weitere, nach allgemeinen wissenschaftlichen Grundsätzen und Erkenntnissen 

mögliche Entwicklung festzulegen. Insbesondere ist auf die naturräumliche 

Ausstattung, die nationale, regionale und lokale Bedeutung und ökologische 

Entwicklungsfähigkeit sowie den Biotop- und Artenschutz Rücksicht zu nehmen. 

 2. Wildstandsregulierung: 

Es ist anzustreben, daß die Wildstandsregulierung (Jagd) in Übereinstimmung mit den 

allgemein anerkannten Grundsätzen der Wissenschaft unter Bedachtnahme auf die 

besonderen Interessen, die in den einzelnen Zonen verfolgt werden, mit dem Ziel 

ausgeübt wird, einen an den Lebensraum angepaßten Wildstand zu erreichen. Vor 

allem hat dieser Managementplan Bestimmungen über die Abschußtätigkeit, 

Schonzeitenregelung, Wildfütterung und über die Errichtung jagdlicher Einrichtungen, 

aber auch über die Einbürgerung von Wildarten und über die Verhinderung der 

Ausbreitung von Tierseuchen und -krankheiten zu enthalten. Unter sinngemäßer 

Anwendung des § 48 des O.ö. Jagdgesetzes können in diesem Managementplan 

auch andere Schonzeiten als im übrigen Landesgebiet festgelegt werden. 

 3. Besucherlenkung: 

Es sind Maßnahmen festzulegen, die geeignet sind, die Beeinträchtigung des 

Naturhaushaltes durch Besucher auf ein vertretbares Maß zu beschränken. 

Insbesondere kommen dabei in Betracht: Wegekonzepte, Abflugs- und 

Überflugszonen, ausgewählte Standorte für Bildungs-, Informations- und 

Erholungseinrichtungen. 

(3) Vor Erlassung der Managementpläne sind jedenfalls die örtlich zuständigen 

Bezirkshauptmannschaften als Jagd-, Forst- und Fischereibehörden sowie die betroffenen 
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Nationalparkgemeinden und die Agrarbehörde Oberösterreich zu hören. Agrarbehörde ist die 

Landesregierung. 

(4) Jede Nationalparkgemeinde hat den Entwurf eines Managementplans über die 

Besucherlenkung im Nationalpark (Abs. 2 Z 3) im Gemeindeamt über einen Zeitraum von 14 

Tagen zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Sie ist überdies verpflichtet, die Absicht der 

Landesregierung, diesen Managementplan zu erlassen, durch Anschlag an der Amtstafel mit 

dem Hinweis kundzumachen, daß jeder, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, 

innerhalb der Auflagefrist Anregungen oder Einwendungen beim Gemeindeamt einbringen 

kann. Die beim Gemeindeamt eingelangten Stellungnahmen sind gemeinsam mit der 

Stellungnahme der Nationalparkgemeinde (Abs. 3) der Landesregierung zu übermitteln. 
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Oö. Verwaltungsabgabengesetz 1974 

 

§ 1 

(1) In den Angelegenheiten der Landesverwaltung und in den Angelegenheiten der 

Gemeindeverwaltung (das sind die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der 

Gemeinden aus dem Bereich der Landesvollziehung und der Bundesvollziehung) haben die 

Parteien für die Verleihung von Berechtigungen oder für sonstige wesentlich in ihrem 

Privatinteresse liegende Amtshandlungen der Behörden Verwaltungsabgaben zu entrichten. 

(2) Von der Entrichtung der Verwaltungsabgabe sind befreit: 

 a) die Gebietskörperschaften, wenn sie in Erfüllung öffentlichrechtlicher Verpflichtungen 

oder zur Befriedigung öffentlichen (kommunalen) Bedarfes als Träger privater Rechte 

tätig werden oder wenn die Verwaltungsabgabe der als Partei einschreitenden 

Gebietskörperschaft zufließen würde; 

 b) die im Feuerwehrbuch eingetragenen öffentlichen Feuerwehren (§ 4 

Oö. Feuerwehrgesetz - Oö. FWG) im Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungskreises; 

 c) die Österreichische Gesellschaft vom Roten Kreuz im Rahmen ihres 

satzungsgemäßen Aufgabenbereiches; 

 d) Personen, die von den Folgen eines durch höhere Gewalt ausgelösten Notstands 

betroffen sind, soweit abgabenpflichtige Vorgänge durch Katastrophenschäden 

(insbesondere Hochwasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden) 

veranlasst worden sind; 

 e) Amtshandlungen, die unmittelbar durch die Geburt eines Kindes veranlasst sind, 

sofern sie innerhalb von zwei Jahren ab der Geburt durchgeführt werden; nicht befreit 

ist die Verleihung der Staatsbürgerschaft oder die Erstreckung der Verleihung der 

Staatsbürgerschaft sowie eine damit im Zusammenhang stehende Ausstellung eines 

Staatsbürgerschaftsnachweises. 

(3) Andere Körperschaften öffentlichen Rechtes sind im Rahmen ihres gesetzlichen 

Aufgabenbereiches von der Entrichtung der Verwaltungsabgabe befreit. Vereinigungen, die 

ausschließlich wissenschaftliche Zwecke, Humanitätszwecke oder Wohltätigkeitszwecke 

verfolgen, sind im Rahmen dieser Tätigkeit von der Entrichtung der Verwaltungsabgabe 

befreit. 

(4) Der Verpflichtung zur Entrichtung einer Verwaltungsabgabe unterliegen nicht: 

 a) Amtshandlungen in Angelegenheiten des öffentlich rechtlichen Dienst-, Ruhe- oder 

Versorgungsverhältnisses zum Land, zu einem Gemeindeverband oder zu einer 

Gemeinde; 

 b) Amtshandlungen in Angelegenheiten der Bodenreform sowie Amtshandlungen auf 

Grund eines Einschreitens der Agrarbehörde (Agrarbehörde ist die Landesregierung) 

im Zusammenhang mit Maßnahmen der Bodenreform; 

 c) die Erteilung von Radfahrbewilligungen gemäß § 65 Abs. 2 und die Ausstellung von 

Ausweisen für dauernd gehbehinderte Personen gemäß § 29b Abs. 4 der 

Straßenverkehrsordnung 1960; 

 d) die Zuerkennung von Sachverständigengebühren; 

 e) die Erteilung von Rechtsbelehrungen und die Anfertigung von Aktenkopien; 
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 f) Amtshandlungen im Zusammenhang mit Veranstaltungen nach dem Oö. Veranstal-

tungssicherheitsgesetz, die ausschließlich wissenschaftliche Zwecke, Humanitäts-

zwecke oder Wohltätigkeitszwecke verfolgen. 

(5) In anderen Gesetzen getroffene Bestimmungen über die Verwaltungsabgabe, 

insbesondere über die Freiheit von derlei Abgaben, bleiben unberührt. 

(6) Die Einhebung der Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der 

Gemeindeverwaltung fällt in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

 


